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der Abgeordneten Dr. Fuhrmann, Dr. Neisser, Dr. Haider, Mag."Posch-;-i)r. 
Schwimmer, Ute Apfelbeck und Genossen 

betreffend ein Bundesgesetz über die Beschäftigung parlamentarischer Mit­
arbeiter (Parlamentsmitarbeitergesetz) 

Die unterfertigten Abgeordneten stellen den Antrag, der Nationalrat wolle 
beschließen: 

Bundesgesetz über die Beschäftigung parlamentarischer Mitarbeiter 
(Parlamentsmitarbeitergesetz) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Vergütungsanspruch für parlamentarische Mitarbeiter 

§ 1. (1) Jedem Mitglied des Nationalrates, das zur.Unterstützung seiner 
parlamentarischen Tätigkeit einen Dienstvertrag unter Berück­
sichtigung der Erfordernisse des § 5 oder einen Werkvertrag mit 
einer physischen Person (Parlamentarischer Mitarbeiter) abge­
schlossen hat, gebührt nach den folgenden Bestimmungen eine Vergil­
tung der aus dem Vertrag oder dessen Beendigung erwachsenden Auf­
wendungen. 

(2) Als parlamentarische UnterstOtzung im Sinne des Abs.1 gelten 
insbesondere die Hilfestellungen im Zusammenhang mit 
1. der Vorbereitung all er Aufgaben in den Ausschuß- und 
Plenarsitzungen des Nationalrates einschließlich der damit 
zusammenhängenden Aktivitäten, 
2. der Wahrnehmung aller sich sonst aus dem 
Geschäftsordnungsgesetz 1975, BGB1.Nr. 410, oder aus anderen 
Bundesgesetzen ergebenden Rechten und Pflichten, 
3. der Wahrnehmung internationaler parlamentarischer Aufgaben und 
Kontakte, 
4. der Kontaktnahme mit den Bürgern sowie 
5. der Information der Öffentl ichkeit über Tätigkeiten im Sinne 
der Z 1-4. 
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Ausschluß des Vergütungs anspruches 

§ 2. (1) Ein Vergütungsanspruch besteht ni cht, wenn der parl amentari­
sche Mitarbeiter des Mitgliedes des Nationalrates 

1. mit ihm in gerader Linie oder bis einschließlich zum drit­
ten Grad der Seitenl inie verwandt oder verschwägert oder 
mit ihm verheiratet ist oder in einer eheähnlichen Gemein­
schaft lebt oder in einem Wahlkindschaftsverhältnis steht; 

2. in einem Dienstverhältnis zu einer politischen Partei, zu 
einem Klub (Fraktion) eines allgemeinen Vertretungs körpers 
oder einer politischen Akademie steht; 

3. in einem anderen Dienstverhältnis zu einer Arbeitsleistung 
verpflichtet ist, die zusammen mit der zeitlichen Ver­

pflichtung aus dem Dienstverhältnis zum Mitglied eine Wo­
chenarbeitszeit von mehr als 50 Stunden ergibt; 

4. in einer Dienststelle einer Gebietskörperschaft oder einer 
anderen Körperschaft des öffentlichen Rechts tätig ist, in 
der das Mitglied des Nationalrates einen maßgeblichen Ein­
fluß ausübt oder selbst beschäftigt ist; 

5. in einem Dienstverhältnis zu einem Unternehmen steht, das 
dem maßgeblichen Einfluß des Mitgliedes oder einer mit ihm 
in einer Beziehung gemäß Z 1 stehenden Person unterl iegt, 
oder in dem das Mitglied selbst beschäftigt ist. 

(2) Wenn der parlamentarische Mitprbeiter in einem Dienstverhält­
nis zu einer Gebietskörperschaft steht, ist für die Geltendmachung 
des Vergütungsanspruches eine Bestätigung der jeweiligen obersten 
Dienstbehörde vorzulegen, daß durch die beabsichtigte Tätigkeit 
als parlamentarischer Mitarbeiter keine Behinderung seiner dienst­
lichen Aufgaben gegeben ist, die Vermutung seiner Befangenheit 
nicht hervorgerufen wird oder sonstige dienstliche Interessen 
nicht gefährdet sind. 
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(3) Ein Vergütungsanspruch, der wegen eines Dienstverhältnisses im 
Sinne des Abs. 1 Z.4 und 5 ausgesch lossen ist, besteht dennoch, 
soferne eine Karenzierung vorgenommen wird, aus der keine laufen­
den finanziellen Ansprüche erwachsen. 

(4) Ferner besteht kein Vergütungsanspruch, wenn der parlamentari­
sche Mitarbeiter bereits mit fünf anderen Mitgliedern des Natio­
nalrates einen Vertrag abgeschlossen hat. 

(5) Seitens des parlamentarischen Mitarbeiters bestehen gegenüber 
dem Bund keine wie immer gearteten Rechtsansprüche aus seinem Ver­
trag mit dem Mitglied des Nationalrates. Durch die ausbezahlte 
Vergütung wird die Republik Österreich auch nicht Dienstgeber. 

Vergütungsfähige Aufwendungen 

§ 3. (1) Der monat 1 i che Vergütungsanspruch für die Aufwendungen nach 
Abs. 2 ist der Höhe nach begrenzt mit 35 v.H. des monatlichen Ge­
haltes eines Bundesbeamten der allgemeinen Verwaltung, Dienst­
klasse IX, Gehaltsstufe 6 zuzüglich der anteiligen Sonder­
zahlungen. 

(2) Bis zum Höchstbetrag im Sinne des Abs. 1 werden für den Zeit­
raum eines Jahres vergütet: 
Das laufende Entgelt für die Dienstverträge einschließlich allpr 
Abgaben und sonstigen Kosten, die dem Mitglied des Nationalratr\ 
im Zusammenhang mit dem Dienstverhältnis kraft Gesetzes erwachser 
sowie Honorare aus Werkverträgen einschließlich der Umsatzsteuer 
und anderer, dem Mitglied aus dem Vertrag erwachsenden Steuern und 

Abgaben. Die Vergütung gebührt läogstens bis zum Ende des Monats, 
in dem das Mitglied aus dem Nationalrat ausscheidet; beim Aus­
scheiden des Mitgliedes des Nationalrates gebührt die monatliche 
Vergütung insoweit und so lange weiter, als Ansprüche aus einer 
gesetzlich einzuhaltenden Kündigungsfrist eines Dienstvertrages 
(§ 5) bzw. für Leistungen aus einem Werkvertrag bis zum dreifache~ 
Höchstbetrag gemäß Abs.l bestehen. 
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(3) Zusätz 1 ich und soweit das 1 aufende Entge 1t ei nsch 1 ieß 1 ich der 
Nebenkosten im Sinne des Abs. 2 innerhalb der Höchstgrenze gemäß 
Abs. 2 seine Deckung gefunden hat, werden vergütet: 

1. Die Kündigungsentschädigung, wenn das Dienstverhältnis vor 
dem Ausschei den des Mi tgl i edes aus dem Nati ona 1 rat durch 
begründeten vorzeitigen Austritt des Dienstnehmers endet 
und das Mitglied an der vorzeitigen Auflösung des Vertrages 
kein Verschulden trifft; 

2. die Abfertigung, die dem Dienstnehmer nach dem Angestell­
tengesetz für jenen Zeitraum gebührt, den er nach den Be­
stimmungen dieses Bundesgesetzes in den Diensten des Mit­
gliedes verbracht hat. 

(4) Für Aufwandersatz (i nsbesondere Rei sekosten) wi rd ei n Vergü­
tungsanspruch nicht gewährt. 

(5) Auf Ansprüche nach diesem Bundesgesetz kann nicht rechtswirk­
sam zugunsten anderer Personen verzichtet werden. 

Arbeitsgemeinschaften 

§ 4. (1) Wenn sich höchstens fünf Mitglieder des Nationalrates zwecks 
Abschluß eines oder mehrerer Dienstverträge zur Unterstützung ih­
rer parlamentarischen Tätigkeit durch einen oder mehrere parlamen­
tarische Mitarbeiter zu einer Arbeitsgemeinschaft zusammenge­
schlossen haben, sind einem Mitglied dieser Arbeitsgemeinschaft 
die nach di esem Bundesgesetz geregelten Vergütungs ansprüche der 
anderen dieser Arbeitsgemeinschaft angehörigen Mitglieder des Na­
tionalrates im vereinbarten Ausmaß zu übertragen. Deren Recht zur 
Geltendmachung dieses Teiles des Vergütungsanspruches ruht so 
1 ange, als di ese Übertragung aufrecht ist. Di ese Übertragung ist 
dem Präsidenten des Nationalrates schriftlich und eigenhändig un­
terschrieben mitzuteilen. 

(2) Nach dem Ausscheiden aus einer solchen Arbeitsgemeinschaft ist 
der übertragene Vergütungsanspruch des einzelnen Mitgl iedes des 
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Nat i ona 1 rates zuerst für die Fi nanz i erung der Ansprüche aus den 
von dieser Arbeitsgemeinschaft abgeschlossenen Dienstvertr~gen mit 
parlamentarischen Mitarbeitern der in dieser Arbeitsgemeinschaft 
zusammengesch 1 ossenen Mitgl i eder des Nati onal rates zu verwenden, 
dies jedoch längstens auf die Dauer von sechs Monaten. 

Vergütungsfähige Dienstverträge 

§ 5. Aufwendungen aus Dienstverträgen mit parlamentarischen Mitar­
beitern sind nur insoweit vergütungsfähig, als die folgenden Ver­
einbarungen enthalten sind: 

1. Befri stung des Di enstvertrages 1 ~ngstens mit dem Ende der 
Gesetzgebungsperiode und 

2. beiderseitige Kündbarkeit des befristeten Vertrages während 
sei ner Laufzeit mit den im Angestelltengesetz, BGB1. Nr. 
292/1921, vorgesehenen Kündigungsfristen und Kündigungster­
minen. 

Arbeitsrechtliche Bestimmungen 

§ 6. (1) Auf Dienstverhältnisse mit parlamentarischen Mitarbeitern im 
Sinne dieses Bundesgesetzes findet das Angestelltengesetz Anwen­
dung. 

(2) Die Befristung eines Dienstvertrages mit einem parlamentari­
schen Mitarbeiter mit dem Ende der Gesetzgebungsperiode ist ebenso 
zul~ssig wie der mehrmalige Abschluß solcherart befristeter 
Dienstvertr~ge, wenn sie unmittelbar aufeinanderfolgen. 

Geltendmachung des Vergütungsanspruches 

§ 7. (1) Zur Geltendmachung des Vergütungsanspruches ist ein schriftli­
cher vom Mitgl ied des Nationalrates eigenh~ndig unterschriebener 
Antrag an den Präsidenten des Nationalrates zu richten. Diesem An­
trag sind eine Beschreibung der in Aussicht genommenen Tätigkeit 
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des parlamentarischen Mitarbeiters, eine Abschrift des Dienst­

oder Werkvertrages sowie sonstiger Unterlagen, die zur Beurteilung 

des Vergütungsanspruches und zur Anmeldung bei der Sozial­
versicherung notwendig sind, anzuschließen. 

(2) Ebenso sind alle Angaben, die Veränderungen in der Beurteilung 
des Vergütungsanspruches, insbesondere für Meldungen bei der Sozi­
al vers i cherung ergeben können, unverzüg 1 ich dem Präs identen des 
Nationalrates zu übermitteln. 

(3) Bei Aufnahme eines Dienstverhältnisses wird die Vergütung frü­
hestens ab dem Zeitpunkt gewährt, in dem der Antrag eingebracht 
wurde. Veränderungen sind bis spätenstens 15. des Monats, für den 
die Vergütung gebührt, zu melden. 

(4) Der Präs i dent des Nat i ona 1 rates entschei det, ob für den ge­

stellten Antrag die gesetzlichen Anspruchsvoraussetzungen vorlie­
gen. Auf das Verfahren ist das Allgemeine Verwaltungsverfahrens­
gesetz BGB1. Nr. 51/1991 anzuwenden. 

Beauftragung eines Wirtschaftstreuhänders 

§ 8. (1) Der Präsident des Nationalrates kann nach Befassung der 

Präsidial konferenz des Nationalrates (§ 8 Geschäftsordnungsgesetz 

1975, BGB1.Nr. 410) einen Wirtschaftstreuhänder mit der Prüfung 
der Voraussetzungen für den Vergütungsanspruch und mit der Durch­
führung der Sozial versicherungs- und Steuerberechnung für die 

Zahlbarstellung durch das Bundesrechenamt beauftragen. 

(2) Die vom Wirtschaftstreuhänder,vorgenommene Beurteilung der ge­

setz 1 i chen Voraussetzungen für ei nen Vergütungs anspruch ist von 

ihm eigenhändig zu unterfertigen. 

(3) Wird vom Wirtschaftstreuhänder festgestellt, daß die gesetz­
lichen Voraussetzungen für ,einen Anspruch nicht vorliegen, so hat 
er dies unter Anführung der Gründe unverzügl ich dem Präsidenten 

des Nationalrates schriftlich mitzuteilen. 
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(4) Der vom Präsidenten des Nationalrates gemäß Abs. 1 beauftragte 
Wirtschaftstreuhänder ist gemäß § 35 Abs. 3 Allgemeines Sozialver­
sicherungsgesetz, BGB1.Nr. 189/1955, zur Erstattung der erforder­
lichen Meldungen an die Sozialversicherung bevollmächtigt. 

Abwicklung der Zahlungen 

§ 9. (1) Nach der Zuerkennung eines Anspruches durch den Präsidenten 
des Nationalrates erfolgt die Zahlbarstellung aufgrund eines 
Zahlungs- und Verrechnungsauftrages durch das Bundesrechenamt di­
rekt an den parl amentari schen Mitarbeiter. Dabei ist bei Di enst­
verträgen, deren Aufwendungen (§ 3 Abs. 2) inder Vergütung des 
Mitgliedes des Nationalrates bzw. der Mitglieder einer Arbeitsge­
meinschaft (§ 4) ihre Deckung finden, die Abrechnung in der Weise 
vorzunehmen, daß im Namen des Mitgl i edes des National rates (der 
Arbeitsgemeinschaft) das auf Grund des Dienstverhältnisses zu lei­
stende Entgelt an den parl amentari schen Mitarbeiter und di e vom 
Entgelt einbehaltenen Beträge, Steuern und Umlagen sowie Abgaben 
und sonstige Kosten, die dem Mitglied des Nationalrates im Zusam­
menhang mit dem Dienstverhältnis kraft Gesetzes erwachsen, direkt 
abgeführt werden. Desgleichen ist bei Werkverträgen das zu lei­
stende Honorar einschließlich Umsatzsteuer an den Auftragnehmer zu 
leisten. 

(2) Bei Dienstverträgen, die den Höchstbetrag im Sinne des § 3 

Abs. 1 überschreiten, ist eine Zahlbarstellung und Verrechnung 
durch das Bundesrechenamt analog zu Abs. 1 unter Heranziehung der 
nach dem Bezügegesetz , BGB1. Nr. 273/1972, bestehenden Anspru­
che vorzunehmen. 

(3) Der Wirtschaftstreuhänder (§ 8) hat dem jeweiligen Mitgl ied 
des Nationalrates und seinem parlamentarischen Mitarbeiter eine 
schriftliche Bestätigung über die zur Zahlbarstellung durch das 
Bundesrechenamt errechneten Beträge bzw. die abzuführenden Steuern 
und Sozialabgaben zu übermitteln. Eine Abschrift dieser 
Bestätigung ergeht an die Parlamentsdirektion. 
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Rückforderung von zu Unrecht empfangenen Leistungen 

§ 10. Vom Mitglied des Nationalrates zu Unrecht in Anspruch genommene 
Vergütungen sind von den Ansprüchen des Mitgliedes des Nationalra­
tes nach dem Bezügegesetz einzubehalten. 

Abgabenrechtliche Bestimmungen 

§ 11. (1) Vergütungen im Sinne dieses Bundesgesetzes stellen keine Ein­
nahmen im Sinne des Einkommensteuergesetz 1988, BGB1.Nr. 400, dar. 

(2) Werden Ansprüche nach dem Bezügegesetz für eine Zahlbar­
stellung und Verrechnung im Sinne des § 9 Abs. 2 herangezogen, 50 
sind diese dem Mitglied des Nationalrates insoweit nicht als Ein­
nahmen im Sinne des Einkommensteuergesetz 1988, BGB1.Nr. 400, 
zuzurechnen. 

(3) Der vom Präsidenten des Nationalrates gemäß §8 Abs. 1 beauf­
tragte Wirtschaftstreuhänder gilt hinsichtlich der nach diesem 
Bundesgesetz zahlbar gestellten und verrechneten Beträge als 
Arbeitgeber im Sinne des § 47 Einkommensteuergesetz 1988. 

BGB1.Nr. 400. 

Beirat für Mitarbeiterfinanzierung 

§ 12. (1) Zu seiner Beratung bei der Vollziehung dieses Bundesgesetzes 
wird vom Präsidenten des Nationalrates für die Dauer jeder Gesetz­
gebungsperiode ein Beirat aus sieben Mitgliedern des Nationalrates 
gebil det, unter denen si ch je ei n Mitgl i ed jedes parl amentari scher~ 
Klubs (Geschäftsordnungsgesetz 19}5, BGB1.Nr. 410) befinden mull .. 
Die übrigen Mitglieder des Beirates sind nach den für die Wahl dc\ 

Hauptausschusses des Nat i ona 1 rates (§ 30 Geschäftsordnungsge5et: 
1975, BGB1.Nr. 410) maßgeblichen Grundsätzen zu bestellen. 

(2) Die Mitglieder des Beirates bleiben auch nach Ablauf einer Ge­
setzgebungsperiode solange in ihrer Funktion, als nicht ein neuer 
Beirat bestellt wurde. 

329/A XVIII. GP - Initiativantrag  (gescanntes Original)8 von 22

www.parlament.gv.at



- 9 -

(3) Der Beirat wird vom Präsidenten des Nationalrates unter Be­
kanntgabe der Tagesordnung zu seinen Sitzungen einberufen. Den 
Vorsitz im Beirat führt der Präsident des Nationalrates, der sich 
im Verhinderungsfall vom Zweiten bzw. Dritten Präsidenten 
vertreten 1 assen kann. Der Zweite und der Dri tte Präs i dent sind 
auch sonst berechtigt an den Beratungen des Beirates teilzunehmen. 
In der konstituierenden Sitzung des Beirates nach Beginn jeder 
Gesetzgebungsperiode wählt der Beirat aus seiner Mitte zwei 
Schriftführer. 

(4) Über die Sitzung des Beirates ist von einem Beamten der Parla­
mentsdirektion ein Protokoll zu verfassen. Hiebei sind die für das 
Amtliche Protokoll über die Sitzungen der Ausschüsse des National­
rates geltenden Grundsätze sinngemäß anzuwenden. 

(5) Für die Mitglieder des Beirates sowie für alle sonst an der 
Sitzung teilnehmenden Personen bestehen jene 
Verschwiegenheitsverpflichtungen, die vom Präsidenten des 
Nationalrates bei der Vollziehung dieses Bundesgesetzes zu beach­
ten sind. Di e Beratungen des Bei rates sind vertrau 1 ich, soweit 
nicht auf Grund eines mit Stimmenmehrheit beschlossenen Vor­
schlages des Beirates vom Präsidenten die Vertraulichkeit aufgeho­
ben wurde. 

Verweisungen 

§ l3. Soweit in di esem Bundesgesetz auf Bestimmungen anderer Bundesge­
setze verwiesen wird, sind diese in ihrer jeweils geltenden Fas­
sung anzuwenden. 

Vollziehung 

§ 14. (1) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist der Präsident 
des Nationalrates betraut, soweit sich aus Abs. 2 nichts anderes 
ergibt. 
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(2) Mit der Vollziehung des § 2 Abs. 5 ist der Bundeskanzler, mit 

der Vollziehung des § 6 und des § 8 :Abs. 4 der Bundesminister für 

Arbeit und Soziales betraut. Hinsichtlich der Vollziehung der dem 

Bundesrechenamt zukommenden Aufgaben gemäß § 8 Abs. 1 und § 9 

sowi e mit der Voll zi ehung des § 11 ist der Bundesmi ni ster für 

Finanzen betraut. 

Inkrafttreten 

§ 15. Dieses Bundesgesetz tritt mit 15. Juni 1992 in Kraft. 

Zuwei sungsvorsch 1 ag gemäß § 26 Abs. 3 Geschäftsordnungsgesetz : Verfas­

sungsausschuß 
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ERLÄUTERUNGEN 

Allgemeiner Teil 

Der vor 1 i egende Gesetzentwurf soll den ständi g wachsenden Aufgaben der 
Mitglieder des Nationalrates Rechnung tragen. 

Nicht nur im Bereich der Gesetzgebung, sondern auch hinsichtlich inter­
nationaler Kontakte, Besuche und Veranstaltungen haben die letzten Jahre 
ei ne Mehrbelastung mit sich gebracht. Insbesondere· im Zusammenhang mit 
dem Abschluß des EWR-Vertrages sowie dem von Österreich beantragten Bei­
tritt zur EG ergi bt sich ei n vermehrter Arbeitsaufwand zur Bewälti gung 
der parlamentarischen Materialien, der eine finanzielle Vorsorge für eine 
personelle Unterstützung des einzelnen Abgeordneten als dringlich er­
schei nen 1 äßt. 

Auch im internationalen Vergleich besteht hinsichtlich der Beschäftigung 
von parlamentarischen Mitarbeitern für den einzelnen Abgeordneten ein 

+-

Nachholbedarf. 

Daher wurde bei den Beratungen für das Budget 1992 unter dem VA-Ansatz 
1/02107 eine finanzielle Vorsorge in der Höhe von 42,7 Millionen 
Schilling beschlossen, die eine neue Möglichkeit der personellen Unter­
stützung für alle Mitglieder des Nationalrates bietet. 

Die voraussichtlichen Mehrkosten für den Bund sind für das Jahr 1992 mit 
42,7 Millionen Schilling veranschlagt. Für die Folgejahre werden die 
Mehrkosten mindestens ca. 70 Millionen Schilling betragen. 

Nach der Erprobung der im Gesetzentwurf vorgeschlagenen Vergütungs rege-
1 ung soll unter Berücks i cht i gung der dabei gewonnenen Erfahrungen durch 
eine entsprechende Gesetzesnovellierungen auch die Finanzierung von par-
1 amentari schen Mitarbeitern der Mitg 1 i eder des Bundesrates ermögl i cht 
werden. 
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Besonderer Teil 

Zu § 1: 

Vergütet werden die Aufwendungen, die durch die Beschäftigung eines Mit­
arbeiters zur Unterstützung bei den parlamentarischen Arbeiten entstehen. 
Zur Verhinderung einer indirekten Parteien- oder Klubfinanzierung ist der 
Abschluß von Werkverträgen mit juristischen Personen ausgeschlossen. 

Der Mitarbeiter wird in Unterstützung der parlamentarischen Arbeit tätig, 
die Mögl ichkeit einer Vertretung des Abgeordneten bei Wahrnehmung der 
sich aus der Geschäftsordnung ergebenden Rechte und Pflichten wird nicht 
geschaffen. 

Abs. 2 konkret i si ert den Begri ff der parl amentari schen Unterstützung. 
Daraus ergibt sich, daß jede Hilfeleistung im Zivilberuf des Mitgliedes 
des Nationalrates und überhaupt jede private Hilfestellung nicht als 
parlamentarische Unterstützung des Mitgliedes des Nationalrates 
aufzufassen ist. 

Da im § 1 von parl amentari scher Unterstützung di e Rede ist, geht der 
Gesetzentwurf davon aus, daß Tätigkeiten, die ausschließlich der Ausübung 
einer Funktion in einer politischen Partei dienen, nicht als 

Hilfestellung im Sinne des § 1 gelten und daher von ~er Vergütung 
ausgenommen sind. 

Zu § 2: 

Um eine mißbräuchliche Verwendung der Vergütung auszuschließen, sind Ver­
träge mit bestimmten Personen nicht vergütungsfähig. Dadurch soll insbe­
sondere verhindert werden, daß eine widmungswidrige Verwendung für 
Famil i enangehöri ge oder ei ne versteckte Partei en- oder Kl ubfi nanzierung 
erfolgt. 
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Als Dienststelle im Sinne des Abs. 1 Z. 4 sind auch die den Dienststellen 
der Gebietskörperschaften vergleichbaren organisatorischen Einheiten der 
anderen Körperschaften öffentlichen Rechts zu verstehen. 

Der Unternehmensbegriff in Abs. 1 Z. 5 ist sehr umfassend zu verstehen. 
Unter diesem Begriff sollen auch alle freien Berufe und jegliche frei­
schaffende Tätigkeiten fallen, sodaß z.B. die Kanzlei eines Rechtsanwal­
tes oder Wirtschaftstreuhänders ebenso darunter zu verstehen ist wie das 
Büro eines technischen Konsulenten oder eines Übersetzers. 

Zu § 2 Abs. 2: 

Abs. 2 geht davon aus, daß alle Vertragsbediensteten und Beamten der Ge­
bietskörperschaften jede Nebenbeschäftigung dem Dienstgeber zu melden ha­
ben und der Dienstgeber bereits jetzt dienstrechtlich die Möglichkeit 
hat, eine Nebenbeschäftigung zu untersagen. Abs. 2 soll zur Unterstützung 
dieser Regelung und zur Wahrung des Vertrauens in die Verwaltung vorse­
hen, daß bei Vertragsbediensteten oder Beamten der Gebietskörperschaften 
von vornherein eine Entscheidung der Dienstbehörde vorzulegen ist, ot 
eine Nebenbeschäftigung zulässig ist. 

Zu § 2 Abs. 3: 

Durch diese Bestimmung soll - abweichend von den Aussch1ußbestimmunr;'" 
für Bedienstete von Gebietskörperschaften und anderen Körperschaften , 
öffentlichen Rechts sowie abweichend von der Ausschlußbestimmung 
Personen, die in einem Dienstverhältnis zu einem Unternehmen stehen, cJd' 

dem maßgeblichen Einfluß dieses Mitgliedes unterliegt oder in dem dies.', 
Mitglied des Nationalrates selbst, beschäftigt ist e" 

Vergütungs anspruch im Fall der Karenzierung ermöglicht werden. Bei d'" 

Ge ltendmachung von Vergütungsansprüchen sind se 1 bstversändl ich d :,' 

erforderlichen Unterlagen über die Karenzierung vorzulegen. 
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Zu § 2 Abs. 4: 

Diese Bestimmung soll gewährleisten, daß die Begrenzung der Arbeitsge­
meinschaften auf jeweils fünf Mitglieder des Nationalrates nicht umgangen 
wird. 

Zu § 2 Abs. 5: 

Aus Abs. 5 ergibt sich, daß durch den Vergütungsanspruch des Mitgliedes 
des Nationalrates keine wie immer gearteten zivilrechtlichen oder öffent-
1 ichrecht 1 i chen Ansprüche des Mi tarbeiters gegenüber dem Bund bestehen. 
Durch diese Bestimmung soll klargestellt werden, daß der Bund in keiner 
Weise auch nicht in sozialversicherungsrechtlicher Hinsicht 
Dienstgeber des Mitarbeiters des Mitgliedes des Nationalrates ist. 

Zu § 3 Abs. 1: 

Da unter dem Begriff "Gehalt" ni cht di e Verwa ltungsdi enstzu 1 age zu 
subsumieren ist, beträgt somit dieser für die Vergütung vorgesehene 
Höchstbetrag derzeit S 26.635,70 zuzügl ich der anteil i gen Sonderzah 1 un­
gen. 

Im Hinblick auf den Umstand, daß die monatliche Vergütung betraglich mit 
35 v.H. des Gehaltes eines Bundesbeamten der Allgemeinen Verwaltung 
Di enstkl asse IX, Gehaltsstufe 6 begrenzt ist I kommt bei Werkverträgen, 
für die ein diesen Höchstbetrag übersteigendes Entgelt vereinbart wurde, 
nur eine über mehrere Monate verteilte Vergütung in Betracht. 

Zu § 3 Abs. 2 und 3: 

Im Abs. 2 ist der Umfang des laufenden Entgelts geregelt und im Abs. 3 
sind di e Voraussetzungen für di e Vergütung der Kündi gungsentschädi gung 
und der Abfertigung enthalten. 
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Der laufende Refundierungsbetrag um faßt das Entgelt des Mitarbeiters ein­
schließlich aller vom Abgeordneten als Dienstgeberzu leistenden Beiträ­
ge. Nach den Bestimmungen des Angestelltengesetzes ist eine Kündig~ng nur 
zu bestimmten Kündigungsterminen und unter Einhaltung von Kündigungsfri­
sten möglich. Die Kündigungsentschädigung wird daher zusätzlich zu den 
laufenden Lohnaufwendungen ersetzt. Der wichtigste Fall eines vom 
Dienstgeber nicht verschuldeten Austrittsgrundes ist § 26 Abs. 1 des An­
gestelltengesetzes (Dienstunfähigkeit). 

Hinsichtlich der Leistungen gemäß § 3 Abs. 2 letzter Satz werden bei Be­
rechnung der monatlichen Vergütung aus Werkverträgen auch die Sonderzah­
lungen aliquot berücksichtigt. 

Weiters gebührt als zusätzliche Vergütung die Abfertigung, die dem 
Dienstnehmer nach dem Angestelltengesetz für jenen Zeitraum zusteht, den 
er in den Diensten des Abgeordneten verbracht hat. Für die Berechnung 
dieser einmaligen Vergütung ist der Höchstbetrag mit der nach § 23 Abs. 1 
des Angestelltengesetzes gebührenden Anzah 1 der Monatsentgelte zu ver­
vielfachen. 

Damit soll sichergestellt werden, daß nur jene Zeiten, die der 
Dienstnehmer zur parlamentarischen Unterstützung ~es Abgeordneten im 
Sinne dieses Gesetzes verbracht hat, bei Berechnung der Abfertigung als 
Dienstzeiten berücksichtigt werden. Schon vor Inkrafttreten dieses Geset­
zes all enfa 11 s bestehenden Di enstzeiten beim Abgeordneten werden daher 
ebensowenig berücksichtigt, wie die Dienstzeiten nach dem Ausscheiden aus 
dem Nationalrat. Wird das Dienstverhältnis mit Ausscheiden des 
Abgeordneten aus dem Nationalrat aufgelöst, ist die Abfertigung 
unabhängig davon zu ersetzen, wann die Fälligkeit der einzelnen 
Abfertigungsraten eintritt (s. § 23 Abs.,4 AngG). Verbleibt hingegen das 
Dienstverhältnis auch nach dem Ausscheiden des Abgeordneten aus dem 
Nationalrat bestehen, wird eine Abfertigung nicht fällig.-
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Zu § 3 Abs. 4: 

Aus budgetären Gründen sieht der Gesetzentwurf keine Vergütung für Auf­
wandersätze wie z.B. Reisekosten vor. Der Abgeordnete wird diesen Umstand 
bei Vertragsabschluß bzw. bei der Wahrnehmung seiner Arbeitgeberfunktion 
entsprechend zu berücksichtigen haben. 

Zu § 3 Abs. 5: 

Der Vergütungsanspruch ist ein höchstpersönlicher Anspruch und nicht auf 
andere physische oder juristische Personen übertragbar. Die einzig zuläs­
sige Form der Übertragung ist im Gesetz selbst geregelt, nämlich der Zu­
sammenschluß mehrerer Mitglieder des Nationalrates zu einer Arbeitsge­
meinschaft und die damit zusammenhängende Übertragung der Ansprüche der 
Mitglieder der Arbeitsgemeinschaft an einen Abgeordneten. 

Zu § 4: 

In diesem Paragraphen sind die Besonderheiten der Vergütung bei der Bil­
dung einer Arbeitsgemeinschaft geregelt. Die sonstigen Rechte und Pflich­
ten aus der Bildung einer solchen Arbeitsgemeinschaft sind nach den gel­
tenden zivilrechtlichen Vorschriften zu beurteilen. 

Beim Ausscheiden eines Mitgliedes aus der Arbeitsgemeinschaft sollen zu­
erst - für längstens sechs Monate - die aliquoten Ansprüche eines parla­
mentari sehen Mitarbeiters di eser Arbeitsgemei nschaft befri ed i gt werden, 
bevor ei ne Vergütung für ei nen neuen Di enst- oder Werkvertrag gewährt 
wird. Mit dieser Frist von sechs Monaten wird ermöglicht, daß das Dienst­
verhältnis eines von der Arbeitsgemeinschaft ansonst nicht mehr zu finan­
zi erenden Mitarbeiters unter Ei nha ltung, a 11 er gesetz 1 i chen Fri sten und 
Termine gelöst werden kann. 

Zu § 5: 

Dieser Paragraph enthält jene Voraussetzungen, wodurch ein Dienstvertrag 
zu einem vergütungsfähigen Dienstvertrag wird. Der Dienstvertrag muß eine 

f 
'I 
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Befristung längstens mit dem Ende der Gesetzgebungsperiode enthalten und 
darf nur Kündigungsfristen und Kündigungstermine nach dem Angestelltenge­
setz enthalten. Da gemäß § 6 auf Dienstverhältnisse nach diesem Bundesge­
setz das Angestelltengesetz anzuwenden ist, sind daher inden konkreten 
Dienstverträgen keine zusätzlichen Vereinbarungen notwendig. 

Durch die Bestimmungen dieses Paragraphen soll erreicht werden, daß keine 
über das Angestelltengesetz hinausgehenden Verei nbarungen abgesch lassen 
werden, die zu einer großen finanziellen Belastung zum Zeitpunkt der Be­
endigung des Dienstverhältnisses führen. Die Befristung des Dienstvertra­
ges längstens mit dem Ende der Gesetzgebungsperiode trägt ebenfalls die­
sem Umstand Rechnung und berücksichtigt, daß das Mitglied des National­
rates bei Abschluß des Dienstvertrages nicht sicher sein kann, wie lange 
sei ne Zugehöri gkeit zum Nat i anal rat und di e damit zusammenhängende Ar.., 
beitgeberfunktion andauert. 

Zu § 6: 

In diesen Paragraphen sind besondere arbeitsrechtliche Bestimmungen für 
parlamentarische Mitarbeiter enthalten. 

Zu Abs. 1: 

Dieser Absatz enthält eine Ergänzung des Geltungsbereiches des Angestell­
tengesetzes und sieht vor, daß auf Dienstverhältnisse im Sinne des Bun­
desgesetzes das Angeste 11 tengesetz anzuwenden ist. Ei n Di enstverhä 1 tn i s 
im Sinne dieses Bundesgesetzes liegt nur dann vor, wenn eine Vergütung 
geleistet wird. 

Zu Abs. 2: 

Abs. 2 enthält ei ne Regel ung nach der Kettendi enstverträge ausnahmswei se 
gültig vereinbart werden dürfen. Diese Regelung trägt dem Umstand Rech­
nung, daß das Mitglied des Nationalrates bei Abschluß des Dienstvertrages 
nicht sicher sein kann, wie lange seine Zugehörigkeit zum Nationalrat und 
somit seine Funkti on als Arbeitgeber des parl amentari sehen Mitarbeiters 
andauert. 

329/A XVIII. GP - Initiativantrag  (gescanntes Original) 17 von 22

www.parlament.gv.at



- 18 -

Aufgrund der Besonderheit des öffent 1 ich-recht 1 i ehen Mandats können aus 

dieser Regelung keine Präjudizien für das allgemeine Arbeitsrecht abge-

1 ei tet werden. Schon nach geltendem Recht stellt die Bi ndung des Ar­

beitsvertrages an die Mandatsdauer eine sachliche Rechtfertigung für die 

mehrmalige Befristung dar. 

Zu § 7: 

Der Vergütungsanspruch ist in Form eines schriftlichen Antrages geltend 

zu machen, dem alle erforderlichen Unterlagen anzuschließen sind. Die 

Beibringung fehlender Unterlagen ist selbstverständlich Aufgabe des An­

tragstellers. 

Di e vorgesehene Beschrei bung der in Aussi cht genommenen Täti gkeit des 

parl amentari schen Mitarbei ters ist für di e Beurtei 1 ung maßgeblich, ob 

eine parlamentarische Unterstützung vorliegt und ist dementsprechend sehr 

eingehend und gen au vorzunehmen. Unrichtige Angaben in dieser Beschrei­

bung können zu ei ner zu Unrecht in Anspruch genommenen Lei stung und Z LJ 

einer entsprechenden Rückforderung im Sinne des § 10 führen. 

Der Präsident des Nationalrates entscheidet aufgrund der ihm im Sinne de~ 

Art. 30 B-VGdurch dieses Gesetz übertragenen Aufgaben. Bei der prakti­

schen Durchführung soll er sich im hohen Ausmaße eines Wirtschaftstreu­

händers bedienen. Di e Zah 1 barste 11 ung der Vergütungsansprüche soll m': 

Unterstützung des Bundesrechenamtes erfolgen. 

Zu § 8 Abs. 1: 

Di e Beauftragung des Wi rtschaftstreuhänders soll eine prakt i sc ~.; 

Abwicklung ermöglichen, ohne daß ein gr:.ößerer Personal aufwand entsteht. 

Der Gesetzentwurf geht davon aus, daß der normal e Anspruchsfall d i rek ~ 

vom Wirtschaftstreuhänder gemeinsam mit dem Bundesrechenamt abgewicke!: 

wird und nur in jenen Fällen, in denen der Wirtschaftstreuhänder das Vor-

1 i egen der Voraussetzungen für nicht gegeben erachtet ei ne endgü lt i gl' 

Entscheidung durch den Präsidenten des Nationalrates erfolgte. 
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Da dem Wirtschaftstreuhänder im faktischen Entscheidungsprozeß eine große 
Bedeutung zukommt, sieht der Gesetzentwurf vor I daß vor der endgü lt i gen 
Betrauung eines Wirtschaftstreuhänders die Präsidial konferenz zu befassen 
ist. Da die Präsidialkonferenz nur beratenden Charakter hat, ist eine 
solche Bestimmung mit dem Art. 30 B-VG vereinbar. 

Zu § 8 Abs. 2: 

Aus Abs. 2 ergibt sich, daß der Wirtschaftstreuhänder sich zwar seiner 
betrieblichen Möglichkeiten bedienen kann, das endgültige Gutachten je­
doch von ihm selbst zu unterfertigen ist. 

Im Hinblick auf die Bedeutung des Wirtschaftstreuhänders bei der Prüfung 
des Vorliegens der gesetzlichen Voraussetzungen soll die Gewähr gegeben 
sein, daß grundsätzlich nur durch die eigenhändige Unterschrift des Wirt­
schaftstreuhänders das Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen bestä­
tigt wird. 

Zu § 8 Abs. 3: 

Während bei ei ner Feststell ung des Wi rtschaftstreuhänders, daß di e ge­
setzlichen Voraussetzungen für einen Anspruch gegeben sind, keine weitere 
Entschei dung des Präs i denten des Nat i ona 1 rates erforderl ich ist I soll in 
jenen Fäll en, in denen vom Wi rtschaftstreuhänder das Vorl i egen der Vor­
aussetzungen vernei nt wi rd I ei ne unverzüg 1 i che begründete schrift 1 i ehe 
Mitteilung an den Präsidenten des Nationalrates erfolgen, damit dieser 
endgültig entscheidet. 

Zu § 8 Abs. 4: 

Der vom Präsi denten des Nat i ona 1 rates beauftragte Wi rtschaftstreuhänder 
soll bereits aufgrund des Gesetzes zur Erstattung der Meldungen an die 
Soz i al vers i cherung bevo 11 mächt i gt werden. Hi ns i cht 1 ich der Haftung des 
jeweiligen Arbeitgebers gegenüber der Sozialversicherung sind die hiefür 
geltenden gesetzlichen Bestimmungen maßgeblich. 
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Zu § 9: 

§ 9 schafft di e gesetz 1 i chen Voraussetzungen dafür, daß di e Abwi ckl ung 
des Zahlungsverkehrs mit Unterstützung des Bundesrechenamtes erfolgt. 

Zu § 10: 

Aus § 10 ergibt sich, daß zu Unrecht empfangene Leistungen von den bezü­
gerechtlichen Ansprüchen einzubehalten sind. 

Zu § 11: 

In diesem Paragraphen sind die ergänzenden abgabenrechtlichen Bestimmun­
gen enthalten, die auf Grund dieses Gesetzentwurfes erforderlich sind. 
Die vorgesehenen Bestimmungen dienen einer möglichst einfachen 
steuerlichen Abrechnung der an die parlamentarischen Mitarbeiter ausbe­
zahlten Bezüge. 

Zu § 12: 

Der Beirat für Mitarbeiterfinanzierung soll der Beratung des Präsidenten 
des Nationalrates bei der Vollziehung dienen. Im Hinblick auf den Um­
stand, daß der Präsident des Nationalrates im Sinne des Art. JO B-VG für 
die Vollziehung des Parlamentsmitarbeitergesetzes verantwortlich ist, 
so 11 der Bei rat nicht gewäh 1t werden sondern durch den Präs i denten des 
Nat i ona 1 rates am Begi nn ei ner Gesetzgebungsperi ode ernannt werden. Bei 
der Ernennung hat der Präsident zu berücksichtigen, daß je ein Mitglied 
jedes Klubs dem Beirat angehört. Hinsichtlich der restlichen Mitglieder 
hat die Ernennung so zu erfolgen, daß sich unter diesen restlichen Mit­
gliedern eine fraktionelle ZusammensetzUJlg ergibt, die den für die Ver­
tei 1 ung der Mandate des Hauptausschusses maßgeb 1 i chen Grundsätzen ent­
spri cht. 

In den Gesetzentwurf wurde keine Textierung aufgenommen, die den Präsi­
denten verpflichtet, Mitglieder des Nationalrates in den Beirat zu beru­
fen, die bereits längere Zeit dem Nationalrat angehören. Nach Möglichkeit 
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sollen jedoch in der Regel solche Mitglieder in den Beirat berufen wer­
den, die bereits während zweier Gesetzgebungsperioden dem Nationalrat an­
gehört haben. 

Da der Präsident des Nationalrates mit der Vollziehung dieser Bestimmung 
betraut ist, obliegt ihm auch das Recht Richtlinien für die Tätigkeit 
dieses Beirates festzulegen. Von diesbezüglichen näheren gesetzlichen Be­
stimmungen wurde vorerst abgesehen, um eine möglichst unkomplizierte Be­
ratungspraxis zu ermöglichen. 
Hinsichtlich der bei der Vollziehung des Gesetzes auftretenden personen­
bezogenen Daten gilt das Grundrecht auf Datenschutz gemäß § 1 des Daten­
schutzgesetzes BGB1.Nr. 565/1978 in der geltenden Fassung. Ebenso hat der 
Präsident bei der Vollziehung die allgemeine Verpfl ichtung zur Amtsver­
schwiegenheit (Art. 20 Abs. 3 B-VG) einzuhalten. Zur Vermeidung von Miß­
verständnissen soll durch Abs. 5 klargestellt werden, daß auch für die 
Mitglieder des Beirates und die an der Beiratsitzung teilnehmenden Perso­
nen dieselben Verschwiegenheitsverpflichtungen gelten. Zur Einhaltung 
der Verschwi egenheitsverpfl ichtungen sollen di e Sitzungen des Bei rates 
vertraulich sein. Nur in jenen Fällen, in denen der Präsident selbst 
keine Verschwiegenheitsverpflichtungen zu erkennen glaubt, soll die Mög­
lichkeit der Aufhebung der Vertraulichkeit geschaffen werden. Der Präsi­
dent darf die Vertraulichkeit jedoch nur dann aufheben, wenn dies der 
Beirat mit Stimmenmehrheit vorschlägt. 

Der Präsident des Nationalrates kann den Beirat mit allen Fragen beschäf­
tigen, die bei der Vollziehung des Gesetzes auftreten. Den Beschlüssen 
des Beirates kommt empfehlender Charakter zu. Der Präsident soll den Vor­
sitz führen, sodaß er die Verhandlungen des Beirates so leiten kann, wie 
er dies für die Vorbereitung der ihm obliegenden Vollziehung des Gesetzes 
für notwendig erachtet. Dem Zweiten und pem Dritten Präsidenten soll die 
Teilnahme an den Beratungen ermöglicht werden, da sie im Verhinderungs­
fall für den Präsidenten selbst den Vorsitz zu führen haben. 

Zu § 13: 

Durch diese Bestimmung soll geWährleistet werden, daß bei einer 
Verweisung auf ein anderes Bundesgesetz die jeweils geltende Fassung an­
zuwenden ist. 
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Zu § 14: 

Die Vollziehungsklausel geht vom Aufgabenbereich des Präsidenten des Na­
tionalrates gemäß Art.30 B-VG aus und sieht für die dienstrechtlichen, 
arbeitsrechtlichen Aufgaben sowie hinsichtlich des Bundesrechenamtes und 
der steuerrechtlichen Normen eine Betrauung der zuständigen Bundesmini­
ster vor. 
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